
zum Zweck der Vermietung oder des Verkaufes an Genossen"26 zu erreichen. Zu
den Gründungsmitgliedern gehörten außer einem Architekten und einem Ge¬
schäftsagenten vor allem Handwerker und Büroangestellte. Jedes Mitglied mußte
einen Geschäftsanteil von 200 Mark einzahlen. Eine besondere politische oder philan¬
thropische Motivation war bei der Vereinsgründung nicht erkennbar, zumal einige
Mitglieder zugleich dem Vorstand des Hausbesitzervereins angehörten.27

Bis zum Jahre 1913, in dem der Verein 57 Mitglieder zählte, wurden 11 Wohnhäuser
mit insgesamt 30 Wohnungen errichtet, die vorzugsweise an Vereinsmitglieder ver¬
mietet wurden. Das für den Bau erforderliche Kapital wurde zu etwa 80% vom
Reichsamt des Innern mit einem Zinssatz von 3% zur Verfügung gestellt, weitere
10% steuerte die Preußische Zentral-Bodenkredit-Anstalt bei. Es ist festzustellen, daß
nach den Gründungsjahren die Mitgliederzahl des Vereins stagnierte und auch keine
weiterenWohnungsprojekte in Angriff genommen wurden. Offensichtlich beschränkte
sich der Verein in den folgenden Jahren auf die Verwaltung seines Immobilienbesit¬
zes.

Die Anfänge kommunaler Wohnraumbewirtschaftung im Ersten Weltkrieg

In den ersten Jahren nach Kriegsausbruch gab es noch keine Engpässe in der Woh¬
nungsversorgung. Zwar war jegliche zivile Bautätigkeit zunächst erschwert bzw. ab
1917 verboten, dennoch reichte das Wohnungsangebot wegen nachlassender Nach¬
frage aus. Einerseits reduzierte sich die Zahl der Eheschließungen, andererseits
wurden infolge der Kriegsumstände zahlreiche Haushalte aufgelöst oder zusammen¬
gelegt.
Da auch notwendige Reparaturen und Erhaltungsarbeiten wegen des Personal- und
Materialmangels in der Regel unterblieben, vergrößerten sich jedoch die qualitativen
Mängel im Wohnungsbestand. Zu diesem Befund kam die städtische Gesundheits¬
kommission, die nun - Saargemünd war Kriegsstandort mit einer starken Einquar¬
tierung - von einem Offizier geleitet wurde. Dieser kam 1918 nach seiner Inspektion
zu einem vernichtenden Urteil: "Zeichen einer Verwahrlosung findet man hier, wie
wohl nirgends wieder im Deutschen Reich."28 Nach einer detaillierten Beschreibung
der Vorgefundenen Mißstände empfahl er besonders die Gründung einer gemein¬
nützigen Wohnungsfürsorge-Gesellschaft, die allerdings ohnehin erst nach Kriegsende
hätte aktiv werden können.
Der Stadtverwaltung fehlten in dieser Ausnahmesituation weitgehend die Mittel, um
für eine Beseitigung der Qualitätsmängel im städtischen Wohnungsbestand zu sorgen.
Sie sah ihre zentrale Aufgabe darin, eine optimale Ausschöpfung der vorhandenen

26
§ 2 der Satzung v. 3. Dez. 1904, s. AMS, F/2-431.

27 So war der Geschäftsagent Hauersperger 1909 sowohl Schriftführer im Gemeinnützigen
Bauverein als auch Geschäftsführer des Hausbesitzervereins, s. ebd.
28 AMS, F/2-437, Gutachten des Hygienikers Prof. Berghaus an die Etappen-Inspektion 19 v.
8. Juli 1918.
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